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957/A XXVII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten August Wöginger, Mag. Markus Koza, 

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 14.10.2020 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 14.10.2020 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Bundesgesetz, mit dem das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 geändert 
wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Hinweis der ParlDion: Die letzte Änderung (zum 
Stichtag der Einbringung) erfolgte durch 
BGBl. I Nr. 108/2020 (Kundmachung 30.9.2020) 

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG), 
BGBl. Nr. 609/1977, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2020, wird wie folgt 
geändert: 

 

 1. Im § 12 Abs. 2a wird der Ausdruck „September“ durch 
den Ausdruck „Dezember“ ersetzt. 

 

(2a) Für in der gewerblichen Wirtschaft selbständig 
Erwerbstätige, die ihre Erwerbstätigkeit eingestellt 
haben, schadet die Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung in den Monaten März bis 
September 2020 nicht. 

 

 (2a) Für in der gewerblichen Wirtschaft selbständig 
Erwerbstätige, die ihre Erwerbstätigkeit eingestellt 
haben, schadet die Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung in den Monaten März bis 
SeptemberDezember 2020 nicht. 

 

 2. Im § 82 Abs. 5 wird die Wortfolge „höchstens 
30. September 2020“ durch die Wortfolge „längstens 
31. März 2021“ ersetzt. 

 

(5) Unterbrechungen des Dienstverhältnisses wie 
auch eine Reduzierung oder Anhebung der verkürzten 
Normalarbeitszeit von Beschäftigten, die sich in 
Altersteilzeit befinden, zwischen dem 15. März 2020 bis 
höchstens 30. September 2020 als Folge von 

 (5) Unterbrechungen des Dienstverhältnisses wie 
auch eine Reduzierung oder Anhebung der verkürzten 
Normalarbeitszeit von Beschäftigten, die sich in 
Altersteilzeit befinden, zwischen dem 15. März 2020 bis 
höchstens 30. September 2020längstens 31. März 2021 
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https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008407
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2020/108


 

 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 14.10.2020 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 14.10.2020 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 
COVID-19 (BGBl. I Nr. 12/2020) schaden der 
vereinbarten Altersteilzeit (Teilpension) der §§ 27, 27a 
nicht, wenn das Dienstverhältnis danach entsprechend 
der wiederauflebenden Altersteilzeitvereinbarung 
fortgesetzt wird. Die Einstellung einer Ersatzarbeitskraft 
ist im genannten Zeitraum nicht verpflichtend. 
Abweichungen in diesem Zeitraum führen zu keiner 
Änderung des ursprünglich gewählten 
Altersteilzeitmodells. Entgegenstehende Bestimmungen 
der §§ 27, 27a und 28 bleiben außer Betracht. Bei 
Neuanträgen auf Altersteilzeitgeld bleiben 
Unterbrechungen oder Reduzierungen der 
Normalarbeitszeit infolge der COVID-19-Maßnahmen 
im oben genannten Zeitraum unberücksichtigt; der in 
§ 27 Abs. 2 Z 2 und 3 bestimmte Jahreszeitraum (oder 
kürzer bei Beschäftigung in einem neuen Betrieb) 
verlängert sich um den Zeitraum der unterbrochenen 
oder reduzierten Normalarbeitszeit. Das Höchstausmaß 
der Altersteilzeit erhöht sich dadurch nicht. 

 

als Folge von Maßnahmen zur Verhinderung der 
Verbreitung von COVID-19 (BGBl. I Nr. 12/2020) 
schaden der vereinbarten Altersteilzeit (Teilpension) der 
§§ 27, 27a nicht, wenn das Dienstverhältnis danach 
entsprechend der wiederauflebenden 
Altersteilzeitvereinbarung fortgesetzt wird. Die 
Einstellung einer Ersatzarbeitskraft ist im genannten 
Zeitraum nicht verpflichtend. Abweichungen in diesem 
Zeitraum führen zu keiner Änderung des ursprünglich 
gewählten Altersteilzeitmodells. Entgegenstehende 
Bestimmungen der §§ 27, 27a und 28 bleiben außer 
Betracht. Bei Neuanträgen auf Altersteilzeitgeld bleiben 
Unterbrechungen oder Reduzierungen der 
Normalarbeitszeit infolge der COVID-19-Maßnahmen 
im oben genannten Zeitraum unberücksichtigt; der in 
§ 27 Abs. 2 Z 2 und 3 bestimmte Jahreszeitraum (oder 
kürzer bei Beschäftigung in einem neuen Betrieb) 
verlängert sich um den Zeitraum der unterbrochenen 
oder reduzierten Normalarbeitszeit. Das Höchstausmaß 
der Altersteilzeit erhöht sich dadurch nicht. 

 

Hinweis der ParlDion: Diese NovAo müsste 
richtigerweise „3. …“ lauten (s. oben). 

4. Dem § 79 wird folgender Abs. 170 angefügt:  

 „(170) § 12 Abs. 2a und § 82 Abs. 5 in der Fassung 
des Bundesgesetzblattes BGBl. I Nr. xxx/2020 treten mit 
1. Oktober 2020 in Kraft.“ 

(170) § 12 Abs. 2a und § 82 Abs. 5 in der Fassung 
des Bundesgesetzblattes BGBl. I Nr. xxx/2020 treten 
mit 1. Oktober 2020 in Kraft. 
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